
halts für die Zukunft nach § 1614 BGB nur für drei 
Monate oder einen den Umständen nach angemessenen 
Zeitabschnitt — errechnet von der Zahlung ab — 
befreit, wenn eine erneute Bedürftigkeit des Berech
tigten eintritt. Dem nichtehelichen Kinde ist durch die 
Bestimmung des § 1714 BGB die Möglichkeit einer 
erneuten Inanspruchnahme des Unterhaltsverpflich
teten im Falle des Wiedereintritts der Bedürftigkeit 
genommen. Auf Grund des Art. 33 der Verfassung ist 
daher § 1714 BGB nur mit der Beschränkung des § 1614 
BGB anwendbar, so daß das nichteheliche Kind trotz 
der vormundschaftsbehördlichen Genehmigung des Ab
findungsvertrages im Falle erneuter Bedürftigkeit wie
der einen Unterhaltsanspruch hat. Der Fall erneuter 
Unterhaltsbedürftigkeit ist gegeben. Der Beklagte zahlte 
laut Abfindungsvertrag vom 2. Oktober 1947, vormund
schaftsgerichtlich genehmigt am 3. November 1947, den 
Betrag von 4145 RM als Abfindung auf ein Sparbuch 
am 1. März 1948 ein. Hiervon erhielt die Kindesmutter 
am 2. April 1948 1250 RM, während der Restbetrag 
auf Grund der Währungsreform auf 300 DM umge
wertet wurde, die inzwischen für den Unterhalt ver
braucht sind. Der zugebilligte Unterhaltsbetrag von 
25 DM monatlich ist angemessen. Der Beklagte erhält 
nach seinen Angaben für sich, seine Frau und ein ehe
liches Kind von 7 Jahren auf der 6 ha großen Land
wirtschaft seines Vaters freie Wohnung, Kost und 
daneben ein Taschengeld von etwa 100 DM. Hiervon 
kann er unter Berücksichtigung der Einschränkungen, 
die er sich zugunsten Unterhaltsberechtigter auferlegen 
muß, monatlich 25 DM für den Kläger abgeben. Außer
dem ist es dem 35jährigen Beklagten trotz seiner Er
werbsminderung von 40% zuzumuten, sich im Rah
men der in der Deutschen Demokratischen Republik 
gegebenen Möglichkeiten eine andere Arbeitsstelle zu 
suchen, die ihm die Zahlung von 25 DM für sein 
Kind ermöglicht, wenn er bei seinem Vater keine aus
reichende Bezahlung erhält.
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Der Beklagte ist der Vater des nichtehelich geborenen Klägers. 

Am.2?. März 1943 haben die Parteien mit vormundschaftsge- 
^ientlicher Genehmigung einen Abfindungsvertrag auf Zahlung 
von 3000 RM zur Abgeltung der Unterhaltsansprüche ge
schlossen. Der auf ein Sparkonto eingezahlte Betrag, von dem 
bis 7. August 1945 Abhebungen erfolgten, bestand zuletzt in 
Höhe von 2333,01 RM. Nach der Währungsreform ist ein umge
werteter Betrag von 20,07 DM geblieben.

Seit 1945 hat der Kläger Fürsorgeunterstützung bezogen. Mit 
Schreiben vom 9. Mai 1953 hat der Rat des Kreises M., Abt. 
Mutter und Kind, den Beklagten aufgefordert, ab 27. April 
1953 weiter Unterhaltsbeträge von monatlich 35 DM zu zahlen, 
und nach Ablehnung des Beklagten die Klage erhoben.

Nach Einholung einer Auskunft über die Einkommensver
hältnisse des Beklagten hat der Vorderrichter ihn ziur Zahlung 
einer monatlichen Unterhaltsrente von 20 DM ab 27. Sep
tember 1950 mit der Begründung • verurteilt, seit Inkrafttreten 
der Verfassung sei der Beklagte wieder zur Unterhaltszahlung 
verpflichtet, denn seitdem sei das nichteheliche Kind dem 
ehelichen gleichgestellt, so daß die Bestimmung der Unwirk
samkeit von Vorauszahlungen gelte, wenn der Fall der Be
dürftigkeit wieder eintrete.

Auf die Berufung des Beklagten hat das BG die Klage 
abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
ädln Unterhaltsanspruch des Klägers gegen den Be

klagten als seinen Erzeuger besteht nicht mehr. In 
dem Abfindungsvertrag vom 23. März 1943, hat der 
Kläger im Einverständnis mit der Kindesmutter durch 
das Jugendamt als gesetzlichen Vertreter auf die Unter
haltsansprüche gegen Zahlung des Abfindungsbetrages 
verzichtet. Der Kläger behauptet ausdrücklich selbst 
nicht, daß dieser Vertrag nichtig sei. Er ist in der 
gesetzlichen Weise gemäß § 1714 BGB mit Geneh
migung des Vormundschaftsgerichts geschlossen wor
den. Es handelt sich nicht um einen einseitigen, vom 
Beklagten ausgehenden Akt der Befreiung von der 
Unterhaltspflicht für die Zukunft, sondern um einen 
mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters und Bil
ligung des Vormundschaftsgerichts ordnungsmäßig zu
stande gekommenen Vertrag, der als für den Kläger 
günstig betrachtet wurde. Während des 2. Weltkrieges 
war der Abschluß von Abfindungsverträgen allgemein 
untersagt und nur in Ausnahmefällen möglich. Wie 
es damals zum Abschluß des Vertrages gekommen ist, 
läßt sich heute nicht mehr klären. Die Anhörung des 
Beklagten vor dem Senat hat jedoch ergeben, daß die 
Anregung zum Abschluß des Vertrages nicht vom Be

klagten ausgegangen ist, der seine Unterhaltspflicht 
ernst genommen und dem Kinde zuliebe sich zu der 
Abfindungsvereinbarung bereit erklärt hat. Anschei
nend wurde damals von den beteiligten Dienststellen 
angenommen, daß der Beklagte bei seiner geminderten 
Erwerbsfähigkeit nicht die Gewähr biete, für die ganze 
Dauer der Unterhaltspflicht seiner Verpflichtung nach- 
kommen zu können, so daß die damalige gute Ver-, 
mögenslage und Zahlungsfähigkeit des Beklagten zum 
vermeintlichen Vorteil des Klägers ausgenutzt wurde.

Der Abfindungsvertrag von 1943 ist nicht nur von 
vornherein, sondern auch mit dem Zeitpunkt des In
krafttretens der Verfassung nicht teilweise unwirksam 
geworden, weil solche Abfindungsverträge auch jetzt 
noch abgeschlossen werden dürfen. Zwar sind solche 
Verträge nur mit größter Vorsicht und nur in beson
deren Fällen abzuschließen, aber in manchen Lagen, 
wie z. B. bei Auswanderung des Erzeugers oder vor
übergehender Leistungsfähigkeit bei sonstiger Zah
lungsschwäche, kann die Vereinbarung einer Abfindung 
gerade zur Abwendung von Nachteilen für das nicht
eheliche Kind geboten und vorteilhaft sein. Tatsäch
lich werden auch in der Praxis der Vormundschafts
abteilungen bei den Räten der Kreise jetzt noch Ab
findungsverträge für nichteheliche Kinder mit deren 
Erzeugern abgeschlossen, wenn sie auch selten sind 
und nur ausnahmsweise zur Anwendung kommen. 
Vereinbarungen über eine an Stelle des Unterhalts zu 
gewährende Abfindung sind auch nach Inkrafttreten 
der Art. 33 und 144 der Verfassung als zulässig anzu
sehen; § 1714 BGB gilt auch weiterhin.

In der Rechtsprechung ist auch nach 1945 der Ab
findungsvertrag für zulässig erklärt worden. Das 
Oberste Gericht hat in der Entscheidung vom 8. Ja
nuar 1953 (NJ 1953 S. 180) anläßlich der Entscheidung 
über die Weitergeltung des § 1711 BGB für das nicht
eheliche Kind den Grundsatz ausgesprochen, daß durch 
die auf Grund der Verfassung gewährte Gleichstellung 
der nichtehelichen mit den ehelichen Kindern nicht die 
wenigen zum Vorteil der nichtehelichen Kinder vorhan
denen Gesetzesbestimmungen in Wegfall gekommen 
sind, sondern auch weiterhin gelten. Als Grund für 
die weitere Gültigkeit der Bestimmung, daß rückstän
dige Unterhaltsleistungen zugunsten nichtehelicher 
Kinder auch dann gefordert werden können, wenn 
der Erzeuger nicht vorher in Verzug gesetzt worden 
ist, wie das bei ehelichen Kindern nach § 1613 BGB 
Voraussetzung ist, hat das Oberste Gericht ausgeführt, 
daß das eheliche Kind seinen Unterhalt in aller Regel 
in Natur erhalte, während das nichteheliche Kind 
Schwierigkeiten bei der Erlangung seines Unterhalts 
hat, weil die Erzeuger zumeist wenig Zahlungsbereit
schaft zeigen, sich ihren Verpflichtungen zu entziehen 
suchen und ihre Feststellung oft nicht leicht ist. Es 
bedeutet dann in Wirklichkeit erst einen Ausgleich 
gegenüber der für das eheliche Kind tatsächlich vor
teilhafteren Lage, wenn die Unterhaltsrückstände des 
nichtehelichen Kindes ohne die Erschwerung der vor
herigen Inverzugsetzung ihm zustehen. Dieser Grund 
des tatsächlichen Ausgleichs der verschiedenen Lage 
der beiden Gruppen von Kindern durch die Weiter
geltung einer für nichteheliche Kinder günstigen recht
lichen Regelung ist aber auch bei Abfindungsverträgen 
zugunsten dieser Kinder gegeben, so daß insoweit e 
etwas anderes gilt als bei den ehelichen Kindern, bei 
denen nach § 1614 BGB auch nach Vorauszahlungen die 
Unterhaltspflicht im Falle-der wiedereintretenden Be
dürftigkeit eine erneute Rentenzahlung gewährt. Für 
das nichtehliche Kind gilt also § 1714 BGB weiter, 
während § 1614 BGB mit der Bestimmung der Un
möglichkeit eines Unterhaltsverzichts für die Zukunft 
insoweit bei einer Abfindungsvereinbarung nicht an
zuwenden ist.

Da der Abfindungsvertrag in aller Regel so gestaltet 
ist, daß er unter Berücksichtigung der Vorauszahlung 
ein volles Entgelt für die zukünftig zustehenden Un
terhaltsleistungen darstellt, kommt auch ein Wieder
aufleben der Unterhaltsverpflichtung zu Lasten des 
Erzeugers nicht in Betracht. Er hat durch die ein
malige Zahlung den Gegenwert für die Ablösung seiner 
Unterhaltspflicht geleistet und ist künftig von den 
Unterhaltsleistungen befreit. Auch wenn durch un
vorhergesehene Ereignisse, wie Kontensperre und 
Währungsänderung, ein teilweiser Verlust des Abfin
dungsbetrages eintritt, kann aus der Berufung auf
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